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Zur Vorteilhaftigkeit von
Photovoltaikanlagen unter

Berücksichtigung der Besteuerung

Thi Phuong Hoa Nguyen∗ und Sebastian Schanz∗∗

Zusammenfassung

Der Beitrag untersucht die Vorteilhaftigkeit der Investition in private Photovol-
taik-Aufdachanlagen (PV-Anlagen). Die Förderung durch das Energieeinspei-
segesetz (EEG) bei Einspeisung des selbsterzeugten Stroms in das ö�entliche
Stromnetz sowie die hohen Vergütungssätze für den Eigenverbrauch suggerie-
ren die Vorteilhaftigkeit der Investition. Dies wird durch steuerliche Vorteile
wie der Sonderabschreibung oder dem Vorsteuerabzug unterstützt. Zusätzlich zur
Beurteilung der Vorteilhaftigkeit erfolgt eine qualitative Analyse der Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen von Anbietern von PV-Anlagen. Es zeigt sich, dass sich
die Investition in private PV-Anlagen unter bestimmten Voraussetzungen lohnt
bzw. die Vorteilhaftigkeit im Wesentlichen von der Preisentwicklung für die PV-
Module abhängt. Die Analyse der Wirtschaftlichkeitsberechnungen zeigt, dass die
Berechnungen erhebliche Mängel aufweisen und deshalb nicht geeignet erschei-
nen, als Basis einer ökonomischen Entscheidung zu dienen.
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Pro�tability of Investments in Photovoltaic
Modules in Germany under Consideration of

Taxation

Abstract

This paper analyzes the pro�tability of investments in private photovoltaic mo-
dules (PV-Modules) in Germany. Investments in private PV-Modules have been
promoted through governmental programs since the early 1990s. In addition to
these programs there are several prefered tax treatments for such investments.
Therefore these suggests that it might be suitable to carry out an investment
in private PV-Modules. However, we show that pro�tability based on the net
present value under consideration of taxation depends on various assumptions.
Moreover we analyzed calculations of pro�tability of �rms that sell PV-Modules.
The calculations of pro�tability are provided to investors that want to decide
whether to invest in PV-Modules or not to invest. The analysis shows that the
provided calculations have considerable shortcomings and cannot be used as a
basis for an economic decision.
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1 Einleitung

1 Einleitung
Der gröÿte Anteil an Investitionen in erneuerbare Energien erfolgt derzeit in
Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen).1 Besonders im Bereich der privaten Haus-
halte nahmen die Investitionen in PV-Anlagen, insbesondere in 2010 zu.2

Die Förderungen für erneuerbare Energien sind vielfältig. Unter anderem
wurden durch den Beschluss des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer Ener-
gien (im Folgenden EEG) im Jahre 20003 erhöhte Vergütungssätze für die Ein-
speisung von Strom aus erneuerbaren Energien festgelegt. Die Änderungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes sehen jedoch für ab Juli 2010 installierte Anla-
gen wesentlich verringerte Vergütungssätze vor. Für Investoren stellt sich des-
halb die Frage, ob eine Investition in eine PV-Anlage weiterhin lohnenswert
ist.

Im Folgenden wird untersucht, ob die Investition in eine private PV-Auf-
dachanlage vorteilhaft ist. Dabei werden insbesondere die steuerlichen Aspekte
der Investition berücksichtigt. Im Anschluss folgt eine qualitative Studie über
die Verlässlichkeit der Wirtschaftlichkeitsrechnungen, die von den Anbietern von
PV-Anlagen den privaten Investoren als Entscheidungsgrundlage zur Verfügung
gestellt werden.

In Kapitel 2 werden die Leistung und Kostenfaktoren einer PV-Anlage kurz
skizziert. Kapitel 3 beinhaltet die rechtlichen Rahmenbedingungen auf Basis des
EEG. Die Voraussetzungen für die Vergütungen nach dem EEG bei Einspeisung
des selbsterzeugten Stroms ins ö�entliche Netz sowie bei Eigenverbrauch des
selbsterzeugten Stroms werden dort vorgestellt. Die steuerlichen Aspekte der
untersuchten Investition liefert Kapitel 4 bevor in Kapitel 5 die Vorteilhaftig-
keitsanalyse anhand des Kapitalwertkriteriums präsentiert wird. Die qualitative
Studie enthält Kapitel 6. Kapitel 7 schlieÿt mit einer kurzen Zusammenfassung
und einem Fazit.

2 Leistung und Kostenfaktoren einer PV-Anlage
In Deutschland sind im Rahmen des Betriebs einer Photovoltaikanlage jährlich
900 bis 1.200 kWh je Kilowattpeak (kWp) erzielbar. Ein Kilowattpeak stellt
dabei die Nennleistung eines Solarmoduls dar, welche unter Standard-Test-
Bedingungen erreicht wird. Die Nennleistung eine PV-Anlage bietet deshalb
lediglich einen ersten Anhaltspunkt für die tatsächliche Leistung, die umwelt-
bedingt i.d.R. niedriger ausfällt. Aus diesem Grund wird von den Herstellern
häu�g eine Toleranzgrenze zur Nennleistung von ±3 bis ±10% angegeben.4 Zu-
dem garantieren viele Hersteller, dass das untere Ende der Toleranzgrenze nicht
unterschritten wird (sog. Leistungsgarantie auf die Mindestgrenze).

Geht man beispielsweise von einer PV-Anlage mit einer Nennleistung von 180
Wp bei einer Leistungstoleranz von ±10% aus, so liegt das Leistungsintervall
zwischen 162 Wp und 198 Wp. Bei einer Leistungsgarantie von 90% auf die
Mindestleistung (162 Wp) ergibt sich eine Garantie von nur 81% bezogen auf die
Nennleistung (180 Wp). Untersuchungen haben gezeigt, dass die tatsächlichen
Modulleistungen häu�g in der Nähe der Mindestgrenze liegen.5

1 Vgl. BMU (2010a), S. 44.
2 Vgl. Kind (2010), S. 4.
3 Vgl. BGBl I 2000, S. 305.
4 Vgl. Dietrich (2009), S. 51.
5 Vgl. Bo (2008), S. 88 f.; Dietrich (2009), S. 52.
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2 Leistung und Kostenfaktoren einer PV-Anlage

Bereits innerhalb von Deutschland macht sich der unterschiedliche Stand der
Sonne bemerkbar. So können in Süddeutschland jährlich bis zu 1.200 kWh/kWp
erzielt werden, während bei gleicher Ausrichtung in Norddeutschland lediglich
mit einem spezi�schen Ertrag6 von 900 kWh/kWp zu rechnen ist.

Ein weiterer Indikator für die Ertragsprognose eines Solarmoduls ist die
Lebensdauer und das Alter der Anlage. In der Regel sind Solarmodule wenig
wartungsaufwendig und haben eine hohe Lebensdauer, die meist die Garantie-
zeit deutlich übersteigt. Allerdings muss beachtet werden, dass es aufgrund von
Temperaturschwankungen, intensiver Sonneneinstrahlung sowie Korrosion zwi-
schen den Modulschichten zum Nachlassen des Wirkungsgrades (Degradation)
und damit zum Ertragsrückgang kommen kann.7 Untersuchungen verschiedener
Modultypen haben gezeigt, dass die Leistung von Modulen nach dem ersten
Nutzungsjahr durchschnittlich um etwa 1% sinkt.8

Die Kosten einer PV-Anlage setzen sich aus den Anscha�ungs- und den Be-
triebskosten zusammen. Zu den Anscha�ungskosten gehören in der Regel alle
Kosten, die mit der Inbetriebnahme einer Anlage im Zusammenhang stehen.
Diese beinhalten die Kosten für die PV-Module, Wechselrichter, Verdrahtung,
ggf. Unterkonstruktionen und sonstige Bauteile sowie die Montage- und Pla-
nungskosten. Etwa 60% der Anscha�ungskosten entfallen auf die Module. Die
Betriebskosten setzen sich aus Kosten der Wartung und Instandhaltung sowie
Versicherungs-, Überwachungs- und sonstigen Kosten zusammen. Die sonstigen
Kosten beinhalten die Kosten der Zählermiete und die für die Verwaltung. Da
PV-Anlagen verschleiÿ- und wartungsarm sind, spielen die laufenden Betriebs-
kosten eine untergeordnete Rolle. Bei einer wirtschaftlichen Betrachtung sollten
sie dennoch berücksichtigt werden, da die Wartungskosten mit zunehmendem
Alter der Anlage steigen, wohingegen die Einnahmen aufgrund der Degradation
sinken.

Der Betreiber einer PV-Anlage sollte die jährlichen laufenden Betriebskos-
ten mit ca. 2% bis 3% der Anscha�ungskosten veranschlagen.9 Etwas optimisti-
scher schätzt Konrad (2008) diese Kosten mit 1% ein.10 Seltmann (2005) hinge-
gen schätzt allein die jährlichen Kosten für Reparatur- und Wartungsarbeiten
auf 0,5% bis 1% der Investitionssumme. Weitere Nebenkosten wie Zählermie-
te, Überwachung usw. kommen zusätzlich hinzu.11 Dietrich (2009) veranschlagt
jährliche Betriebskosten i.H.v. ca. 15% - 30% der Vergütungseinnahmen.12 Des
Weiteren sollte bei den Kosten eine jährliche Steigerung von ca. 2% p.a. berück-
sichtigt werden, da durch die Alterung der PV-Module höhere Betriebskosten
induziert werden.13

Die Lebenserwartung eines PV-Moduls ist abhängig vom Grad der Auslas-
tung und von Umweltein�üssen wobei von 20-30 Jahren ausgegangen werden
kann.14

6 Der spezi�sche Ertrag ist die Anzahl der produzierten Energie (in kWh) je installierter
PV-Leistung (in kWp) p.a.

7 Vgl. Lauterbach (2002), S. 52.
8 Vgl. Faiman u.a. (2009), S. 3293; Chianese (2007), S. 2758.
9 Vgl. Quaschning (2009), S. 126.
10 Vgl. Konrad (2008), S. 35.
11 Vgl. Seltmann (2005), S. 159-160.
12 Vgl. Dietrich (2009), S. 64.
13 Vgl. Sandner (2006), S. 166.
14 Vgl. Konrad (2008), S. 34.
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3 Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und Förderprogramme

3 Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und
Förderprogramme

3.1 Rechtsentwicklung

Als das EEG im Jahr 2000 beschlossen wurde, be�ügelte dies die Photovoltai-
kindustrie.15 Gesetzlich geregelt wurden die Abnahmeverp�ichtung des Netz-
betreibers und die Vergütung des PV-Anlagen-Betreibers für Strom, der aus
einer erneuerbaren Energiequelle stammt. Bereits vor der Einführung des EEG
wurde Sonnenenergie aus erneuerbaren Energiequellen ab dem Jahr 1991 nach
Einführung des Stromeinspeisungsgesetzes gefördert.16 Die durchschnittliche
Vergütungshöhe für Strom aus Sonnenenergie betrug umgerechnet lediglich 8,5
Cent/kWh. Eine spezielle Förderung von PV-Anlagen existierte nicht.

Zur damaligen Zeit wurden vorwiegend groÿe Anlagen von Energieversor-
gungsunternehmen errichtet.17 Private, netzgebundene Aufdachanlagen kleiner
Leistung waren nahezu unbekannt. Um dies zu ändern, wurden durch die Ein-
führung des �Bund-Länder-1.000-Dächer-Photovoltaik-Programms� (1990-1997)
sowie des sog. �100.000-Dächer-Solarstrom-Programmes� (1999-2006) kleinere
PV-Aufdachanlagen gezielt gefördert. Letzteres war das weltweit gröÿte Kredit-
programm zur Unterstützung von PV-Anlagen. Zusätzlich löste das EEG das
Stromeinspeisungsgesetz ab. Durch das EEG wurde für die Jahre 2000 und 2001
eine feste Mindestvergütung von 99 Pfennig/kWh für die solare Stromeinspei-
sung festgelegt.18 Um die Investoren zu einer möglichst zeitnahen Investition zu
bewegen und der technologischen Entwicklung gerecht zu werden, wurde eine
ratierliche Kürzung der Mindestvergütung für ab dem 01.01.2002 neu in Betrieb
genommenen Anlagen festgelegt. Demnach sinkt die Mindestvergütung mit je-
dem späteren Jahr der Inbetriebnahme um 5%. Zusätzlich wurden die Netzbe-
treiber für einen Zeitraum von 20 Jahren zzgl. des Jahres der Inbetriebnahme
verp�ichtet, den Strom abzunehmen.19

Eine noch stärkere Förderung erfuhren die PV-Anlagen durch das sog. Photo-
voltaik-Vorschalt-Gesetz. Dieses trat am 01.01.2004 in Kraft und wurde später in
der Neuregelung des EEG-Gesetzes vom 21.07.2004 angepasst übernommen.20

Spätestens seit dieser Anpassung boomen die Investitionen in solare Energie-
nutzungen.21 Erstmalig eingeführt wurde die Sta�elung der Vergütungssätze
für Photovoltaikanlagen di�erenziert nach Gröÿe und Standort. Einspeisungen
aus PV-Anlagen mit einer Leistung bis 30 kW, die an oder auf einem Gebäu-
de errichtet werden, wurden danach privilegiert mit 57,4 Cent/kWh �nanziell
vergütet.22

Da sich PV-Anlagen insgesamt gut durchgesetzt hatten, wurde die Degressi-
on der Vergütungssätze durch Änderung des EEG in 2009 angepasst.23 So wurde
die Degression der Vergütungssätze für photovoltaische Aufdachanlagen mit ei-

15 Vgl. BGBl I 2000 vom 29.03.2000, S. 305.
16 Das Gesetz über die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Energien in das ö�entliche

Netz vom 07.12.1990, BGBl I, S. 2633, trat am 01.01.1991 in Kraft.
17 Vgl. Ho�mann (2008), S. 38.
18 � 8 Abs. 1 Satz 1 EEG 2000. Mit dem Gesetz zur Euro-Einführung wurde der Vergütungs-

satz auf 50,62 Cent angepasst, vgl. BGBl. Vom 10.11.2001, S. 2992.
19 Vgl. �� 3, 8 EEG 2000.
20 BGBl vom 21.07.2004, S. 1918.
21 Vgl. BMU (2009), S. 6.
22 Gem. � 8 Abs. 1 und 2 Vorschaltgesetz, später � 11 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2004.
23 Vgl. BGBl 25.10.2008, S. 2074.
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3.1 Rechtsentwicklung

ner Leistung bis zu 100 kW von 5% auf 8% in 2010 und auf 9% ab 2011 erhöht.24

Neu eingeführt wurde auch eine Förderung für den Eigenverbrauch des selbst
erzeugten solaren Stroms aus PV-Anlagen bis 30 kW mit 25,01 Cent/kWh im
Jahr 2009.25

Da die Systempreise der Anlagen im Jahr 2009 deutlich gesunken sind und
weitere Preissenkungen für 2010 erwartet wurden (ca. 10-15%), war aus Sicht des
Bundesministeriums für Umwelt eine weitere Anpassung der Vergütungssätze er-
forderlich. Mit Stichtag 1. Juli 2010 wurden aus diesem Grund die Vergütungs-
sätze für alle ab diesem Zeitpunkt in Betrieb genommenen PV-Aufdachanlagen
um 13% reduziert.26 Damit beträgt die Vergütung 34,05 Cent/kWh für Anlagen,
die ab diesem Zeitpunkt in Betrieb gehen. Zusätzlich wurde der Vergütungssatz
ab dem 1. Oktober 2010 um weitere 3% gesenkt für PV-Anlagen, die nach dem
30.09.2010 in Betrieb genommen wurden. Dies entspricht einer Vergütung von
33,03 Cent/kWh.

Weiterhin wurde die Degression komplexer aufgeteilt und leistungsabhän-
gig gestaltet. Die Degression für die Jahre 2011 und 2012 wird dabei an die
insgesamt neu registrierte Anlagenleistung multipliziert mit dem Faktor 3 ge-
knüpft. Übersteigt die neu registrierte Anlagenleistung im Zeitraum 01.06. bis
30.09.2010 mehr als 3.500 MW, so wird die Degression für 2011 entsprechend der
Leistung erhöht. Unterschreitet die Leistung 2.500 MW, so wird die Degression
gesenkt.27

Laut den von der Bundesnetzagentur vorgelegten vorläu�gen Zahlen vom
30.09.2010 liegt die zusätzlich registrierte Leistung Ende August 2010 bei 3.156
MW.28 Da diese Leistung multipliziert mit dem Faktor 3 eine Gesamtleistung
von 6.500 MW übersteigt, sinkt der Vergütungssatz zum 01.01.2011 um 13%. Die
Vergütungssätze für 2012 richten sich nach der neu registrierten Anlagenleistung
zum 30.09.2011 innerhalb der vorangegangenen zwölf Monate. Tabelle 1 fasst die
Vergütungssätze im Fall der Einspeisung ins ö�entliche Stromnetz in EUR/kWh
zusammen.

Damit die Rechtsfolgen des EEG eintreten sieht � 33 Abs. 1 EEG 2009 vor,
dass die PV-Anlage ausschlieÿlich an oder auf einem Gebäude angebracht wird.
Der Begri� des �Gebäudes� ist dabei in � 33 Abs. 3 EEG 2009 legal de�niert.

Soweit die Voraussetzungen des � 33 Abs. 1 EEG vorliegen, hat der Anla-
genbetreiber i.S.d. � 3 Nr. 2 EEG gegen den Netzbetreiber i.S.d. � 3 Nr. 8 EEG
einen Vergütungsanspruch für den gelieferten solaren Strom. Der Anspruch auf
Vergütungszahlungen entsteht gem. � 21 Abs. 1 EEG bei Netzeinspeisung des
erzeugten solaren Stroms. Der Vergütungssatz ist dabei nach � 21 Abs. 2 EEG
über einen Zeitraum von 20 vollen Kalenderjahren zuzüglich des Jahres der In-

24 Vgl. � 20 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe b Doppelbuchstabe a EEG 2009. Für eine in 2009 errichtete
Aufdachanlage mit einer Spitzenleistung bis 30 kW wird demnach eine Vergütung von 43,01
Cent/kWh gezahlt, vgl. � 33 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2009. Ab 01.01.2010 in Betrieb genommene
Anlagen werden mit 39,14 Cent/kWh vergütet.

25 Vgl. � 33 Abs. 2 EEG 2009. Zur Funktionsweise der Vergütung bei Eigenverbrauch vgl.
Abschnitt 3.2.

26 Vgl. BT-Drs. 17/2402 vom 08.07.2010 und BGBl I Nr. 43 vom 11.08.2010, S. 1170.
27 Liegt die angemeldete Anlagenleistung zwischen 2.500 und 3.500 MW, so ändert sich nichts

an der bisherigen Basisdegression von 9%. Übersteigt die registrierte Anlagenleistung 3.500
MW, liegt er aber unter 4.500 MW, erhöht sich die Degression im Jahre 2011 um 1-%-Punkt
auf 10% und im Jahre 2012 um 3-%-Punkte auf 12%. Bei einer ermittelten Anmeldeleistung
unter 2.500 MW sinkt die Degression im 2011 um 1% auf 8% und im Jahr 2012 um 2,5%
auf 6,5%. Vgl. � 20 Abs. 2 Nr. 8 EEG; vgl. BGBl I Nr. 43 vom 11.08.2010, S. 1170.

28 Vgl. Siemer (2010), S. 1.
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3.2 Vergütung für den Eigenverbrauch des selbst erzeugten Solarstroms

Inbetriebnahme Degression Vergütungssatz bei
ab dem Netzeinspeisung in Cent/kWh

01.01.2010 9% 39,14
01.07.2010 13% 34,05
01.10.2010 3% 33,03
01.01.2011 13% 28,74

Tabelle 1: Vergütungssätze bei Einspeisung ins ö�entliche Stromnetz.

betriebnahme auf einen festen Betrag je kWh festgeschrieben. Es ergibt sich
deshalb eine maximale Förderdauer von 21 Jahren.

3.2 Vergütung für den Eigenverbrauch des selbst erzeugten

Solarstroms

Ziel des EEG ist es, neben der Einspeisung ins Stromnetz auch den Eigenver-
brauch zu fördern.29 Der Gesetzgeber betrat durch diese Neuregelung in 2009
Neuland. Bisher war es für Anlagenbetreiber �nanziell vorteilhaft, den gesamten
selbst erzeugten Strom in das ö�entliche Stromnetz einzuspeisen, und den zum
eigenen Verbrauch notwendigen Strom extern zu beziehen, da der Vergütungs-
satz des selbst erzeugten Stroms den Marktpreis einer kWh überstieg. Nunmehr
wird der Solarstrom auch dann vergütet, wenn dieser eigen verbraucht und nicht
ins ö�entliche Netz eingespeist wird.30

Bei PV-Anlagen, welche an oder auf einem Gebäude installiert sind und de-
ren installierte Anlagenleistung 500 kW nicht übersteigt, erfolgt eine Förderung
des Eigenverbrauchs nach � 33 Abs. 2 EEG.

Der Vergütungssatz für den Eigenverbrauch ist abhängig vom Zeitpunkt der
Inbetriebnahme der Anlage, dem Anteil des Eigenverbrauchs an der insgesamt
erzeugten Strommenge sowie der Anlagenleistung.31 Einen Überblick über die
Vergütungssätze bei Eigenverbrauch liefert Tabelle 2.

Die Werte in Tabelle 2 basieren dabei auf den Werten bei Einspeisung ins
ö�entliche Stromnetz aus Tabelle 1 vermindert um einen gesetzlich �xierten Ab-
schlag. So beträgt im Fall der Inbetriebnahme zwischen dem 01.01.2010 und dem
30.06.2010 die Vergütung für den Eigenverbrauch 39,14 Cent/kWh vermindert
um 16,38 Cent/kWh. Beträgt im Fall der Anlagenleistung kleiner 30 kWp für
Inbetriebnahmen ab dem 01.07. bzw. ab dem 01.10.2010 der Eigenverbrauch ma-
ximal 30% des erzeugten Stroms pro Jahr, so ermittelt sich der Vergütungssatz
für den Eigenverbrauch nach � 33 Abs. 1 EEG aus dem Einspeisevergütungssatz
für die jeweilige Anlagenklasse vermindert um 16,38 Cent/kWh. Übersteigt der
Eigenverbrauch 30% des erzeugten Stroms, so beträgt der Abschlag nur noch 12
Cent/kWh. Wirtschaftlich betrachtet entsprechen die Abschläge von den Ver-
gütungssätzen dem Strompreis auf den Eigenverbrauch.

29 Vgl. BT-Drs. 16/8148 vom 18.02.2008, S. 61.
30 � 16 Abs. 4 Buchstabe b EEG stellt ausdrücklich klar, dass der Anlagenbetreiber nicht zur

vollständigen Einspeisung des erzeugten Solarstroms verp�ichtet ist.
31 � 33 Abs. 2 EEG 2009 sah noch eine Vergütung des Eigenverbrauchs unabhängig von dem

Anteil der Selbstnutzung vor.
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3.3 Förderprogramme

Zeitpunkt der Eigen- Eigenverbrauchsvergütung � 33 Abs. 2 EEG
Inbetriebnahme verbrauch in Cent/kWh je nach Anlagenleistung in kWp
in 2010 x≤30 30 <x≤100 100 <x≤500

01.01.-30.06. bis 100% 22,76 keine Vergütung
01.07.-30.09. ≤30% 17,67 16,01 14,27

>30% 22,05 20,39 18,65
01.10.-31.12. ≤30% 16,65 15,04 13,35

>30% 21,03 19,42 17,73

Tabelle 2: Vergütungssätze bei Eigenverbrauch des selbsterzeugten Stroms.

Mit dieser Begünstigung will der Gesetzgeber einen möglichst hohen Eigen-
verbrauch forcieren. Die Abzugsbeträge sind festgeschrieben und unterliegen
keiner Degression.

Obwohl die Vergütungssätze für den Eigenverbrauch geringer sind als die
Vergütungen bei Einspeisung des erzeugten Solarstroms ins ö�entliche Strom-
netz, ist der Eigenverbrauch dennoch �nanziell vorteilhaft, da dem Anlagenbe-
treiber insoweit keine Stromkosten aus Fremdbezug entstehen. Es ergibt sich
ein �ktiver Vergütungssatz als Summe des reinen Vergütungssatzes bei Eigen-
verbrauch zuzüglich der ersparten Stromkosten. Geht man von einem Durch-
schnittspreis des Netzstroms von 20 Cent/kWh aus,32 so ergibt sich für eine
PV-Anlage, welche nach dem 31.12.2009, aber vor dem 01.07.2010 in Betrieb
genommen wurde, ein �ktiver Vergütungssatz von 42,76 Cent/kWh. Dieser �kti-
ve Vergütungssatz übersteigt stets die Vergütungssätze bei der Netzeinspeisung.
Im vorliegenden Beispiel ergibt sich ein Netto-Vorteil von 3,62 Cent/kWh. Bei
Anlagen, welche ab dem 01.07.2010 in Betrieb genommen wurden und deren
Eigenverbrauch 30% des erzeugten Stroms übersteigt, beträgt der Netto-Vorteil
sogar 8 Cent/kWh.

3.3 Förderprogramme

Neben den begünstigten Vergütungssätzen, welche durch das EEG festgeschrie-
ben sind, gibt es mehrere zinsbegünstigte Kreditprogramme, welche die hohen
Anfangsinvestitionen erleichtern sollen. Die bekanntesten Förderprogramme bie-
ten die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) sowie die Umweltbank an. Diese
werden im Folgenden kurz vorgestellt.

Die KfW-Bank hat zur Förderung von PV-Anlagen das Programm Erneu-
erbare Energien aufgelegt. Zur Finanzierung des Erwerbs, der Erweiterung und
der Montage von PV-Anlagen werden hiernach langfristige, zinsgünstige Darle-
hen mit Festzinssätzen sowie einer tilgungsfreien Anlaufphase bis zu einer Ge-
samthöhe von e 10 Mio. vergeben. Die Antragstellung erfolgt über die Haus-
bank, welche die Kreditwürdigkeit prüft und auch das Ausfallrisiko trägt. Die
Re�nanzierung des Darlehens erfolgt dann über die KfW-Bank. Der Zinssatz
richtet sich nach der Bonitätsklasse des Darlehensnehmers sowie den Sicherhei-
ten, die gewährt werden können. Derzeit gibt es insgesamt neun verschiedene

32 Dies ist der vom Gesetzgeber angenommene Durchschnittspreis, vgl. BT-Drs. 16/8148 vom
18.02.2008, S. 61; BMU (2010b), S. 20.
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4 Steuerliche Aspekte

(Zinssatz-)Risikoklassen. Je nach Länge der Kreditlaufzeit und Bonitätsklasse
des Kreditnehmers liegt der nominale Zinssatz bei 0,9-7,15% pro Jahr.33

Die Umweltbank bietet zur Förderung von kleineren Anlagen bis e 100.000
das Solarförderungsprogramm an. Im Gegensatz zur KfW-Bank gibt es lediglich
einen festen Zinssatz. Dieser liegt nominal bei 3,39%.34 Sondertilgungen und die
damit zusammenhängenden Auszahlungsbeträge können gesondert vereinbart
werden. Allerdings ist anzumerken, dass ein Mindestkreditvolumen von e 15.000
vorausgesetzt wird.

Die Landwirtschaftliche Bank bietet ein Kreditprogramm zur Förderung von
Investitionen in PV-Anlagen speziell für Landwirte und Unternehmer der Agrar-
und Ernährungswirtschaft. Ein weiteres Programm bietet die Gemeinschafts-
bank für Leihen und Schenken (GLS). Dieses ist jedoch auf eine Kreditsumme
von e 30.000 beschränkt, zudem muss die Anlage auf dem Dach des Kreditneh-
mers installiert werden. Auch die Hausbanken bieten zumeist eine Finanzierung
an. Oftmals liegt deren Zinssatz jedoch oberhalb der Zinssätze der oben vorge-
stellten Programme. Zudem ist regelmäÿig ein Grundbucheintrag erforderlich.35

Allerdings beträgt die Auszahlung bei den Hausbanken i.d.R. 100%.36

Neben den zuvor vorgestellten Kreditprogrammen gewähren auch einige Bun-
desländer eine Förderung. Das Land Nordrhein-Westfalen bietet beispielswei-
se im Rahmen des Förderprogramms progres.nrw37 eine Investitionsbeihilfe in
Form eines Zuschusses. Auch Rheinland-Pfalz und das Saarland gewähren Zu-
schüsse.38

4 Steuerliche Aspekte
4.1 Einkommensteuer

Der Betrieb einer Photovoltaikanlage ist aus einkommensteuerlicher Sicht als
Gewerbebetrieb im Sinne des � 15 EStG zu quali�zieren, sofern eine Gewinn-
erzielungsabsicht vorliegt.39 Ob eine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, ist nach
den allgemeinen Grundsätzen zu prüfen. Danach ist eine Totalgewinnprognose
über die Gesamtlaufzeit der Anlage aufzustellen wobei zu berücksichtigen ist,
dass der Ertrag einer Anlage über die Laufzeit sinkt.

Der Strom, welcher eigen verbraucht wird, ist nach � 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG als
Entnahme mit dem Teilwert zu bewerten. Der Teilwert ermittelt sich in diesem
Fall nach dem Preis des aus dem Netz des Energieversorgers bezogenen Stroms.
Hierbei ist auf den Preis des allgemeinen Stromtarifs � und nicht etwa auf einen
besonderen teuereren Ökotarif � abzustellen.40

33 Diese Zinssätze gelten ab dem 09.06.2010.
34 Dieser Zinssatz ist ab dem 01.09.2010 gültig.
35 Dietrich (2009), S. 77f.
36 Bei dem KfW-Förderkredit für PV-Anlagen erfolgt eine Auszahlung des Darlehens zu 96%.
37 Programm für Rationelle Energieverwendung, Regenerative Energieverwendung und Ener-

giesparen, vgl. RdErl. d. Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und Energie (411-2�03)
vom 14.11.2008.

38 Vgl. Richtlinie für die Förderung von Maÿnahmen im �Zukunftsenergieprogramm Technik�
(ZEP-Tech) vom 01.07.2009.

39 Vgl. OFD Rheinland 09.03.2009 S 2130 � 2009/0001 � St 142. Zur steuerlichen Behandlung
von PV-Anlagen vgl. auch Wüster/Klein (2010).

40 OFD Rheinland 9.3.2009 S 2130 � 2009/0001 � St 142 vom 9. März 2009, aktualisiert am
30.4.2009.
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4.2 Umsatzsteuer

Sowohl In- als auch Aufdachanlagen stellen Betriebsvorrichtungen dar und
unterliegen damit der Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter.41

Für PV-Anlagen kann der Investitionsabzugsbetrag gem. � 7g Abs. 1 EStG
in Anspruch genommen werden. Danach können bereits im Vorfeld der Inves-
tition bis zu 40% der voraussichtlichen Anscha�ungs- bzw. Herstellungskosten
als �ktive Betriebsausgaben abgezogen werden. Privatpersonen, welche durch
den Betrieb einer PV-Anlage erstmalig unternehmerisch tätig werden, fehlt
es zwangsläu�g zum Schluss des der Inbetriebnahme vorangegangenen Wirt-
schaftsjahres an Betriebsvermögen. Die Inanspruchnahme des � 7g EStG erfor-
dert deshalb eine hinreichende Konkretisierung des Investitionsvorhabens, was
i.d.R. durch eine verbindliche Bestellung der Anlage ausreichend belegt werden
kann.42 Der Investitionsabzugsbetrag muss im Jahr der Inbetriebnahme dann
gewinnerhöhend aufgelöst werden, allerdings können im Gegenzug bis zu 40%
der Anscha�ungskosten der PV-Anlage sofort abgeschrieben werden.43

Zusätzlich zum Investitionsabzugsbetrag kann im Jahr der Inbetriebnahme
noch eine Sonderabschreibung von bis zu 20% auf die um den Investitionsab-
zugsbetrag verringerten Anscha�ungskosten zusätzlich zur regulären Abschrei-
bung geltend gemacht werden.44 Die reguläre AfA bemisst sich im Jahr der
Anscha�ung dann auf die lediglich um den Investitionsabzugsbetrag verringer-
ten Anscha�ungskosten. Nach amtlicher AfA-Tabelle haben PV-Anlagen eine
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 20 Jahren45, was einen jährlichen AfA-
Satz von 5% impliziert.

Für nach dem 31.12.2008 und vor dem 01.01.2011 angescha�te Anlagen kann
anstelle der linearen AfA auch die degressive AfA nach � 7 Abs. 2 EStG ange-
setzt werden. Die degressive AfA darf dabei höchstens das 2,5-fache des linearen
AfA-Satzes und maximal 25% vom jeweiligen Restbuchwert betragen. Für PV-
Anlagen ergibt sich damit ein maximaler degressiver AfA-Satz von 12,5%.

4.2 Umsatzsteuer

Jeder Betreiber einer PV-Anlage i.S.d. � 3 bis � 11 EEG ist nach A 18 Abs. 5
UStR unternehmerisch tätig, soweit er den erzeugten Strom ganz oder zumin-
dest teilweise, regelmäÿig und nicht nur gelegentlich in das allgemeine Stromnetz
einspeist. Grundsätzlich gilt für Zwecke der Umsatzsteuer der gesamte solare
Strom des Anlagebetreibers als an den Netzbetreiber geliefert.46 Dies erfolgt
unabhängig davon, wo die Elektrizität tatsächlich verbraucht und ob der An-
lagenbetreiber nach � 33 Abs. 1 EEG oder nach � 33 Abs. 2 EEG vergütet
wird.47

Der Eigenverbrauch des Anlagenbetreibers nach � 33 Abs. 2 EEG wird um-
satzsteuerlich als Rücklieferung des Netzbetreibers an den Anlagenbetreiber be-
handelt.48

41 Vgl. Wüster/Klein (2010), S. 3117f.
42 Vgl. Wüster/Klein (2010), S. 3120.
43 � 7g Abs. 2 EStG.
44 � 7g Abs. 5 EStG.
45 Vgl. amtliche AfA-Tabelle vom 15.12.2000, BStBL I S. 1532, lfd. Nr. 3.1.6.
46 BMF vom 01.04.2009, IV B 8-S. 7124/07/10002. Vgl. auch BFH-Urteil vom 18.12.2008,

VR 80/07.
47 Vgl. A 42n Abs. 1 Satz 3 UStR.
48 BMF vom 01.04.2009, IV B 8-S. 7124/07/10002.
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4.3 Gewerbesteuer

Nach � 15 Abs. 1 UStG kann ein Unternehmer die Vorsteuer für Leistun-
gen, die von einem anderen Unternehmer (Leistenden) für sein Unternehmen
ausgeführt worden sind, abziehen. Zu diesen empfangenen Leistungen zählen
die Anscha�ungs- bzw. Herstellungskosten der PV-Anlage sowie die laufenden
Betriebskosten.49 In der Praxis sind die meisten Anlagenbetreiber als Klein-
unternehmer i.S.d. � 19 UStG einzustufen, da ihre gesamten Umsätze im vor-
herigen Jahr nicht mehr als e 17.500 betragen haben und auch im laufenden
Kalenderjahr e 50.000 voraussichtlich nicht übersteigen werden. Da die Vor-
steuerbeträge insbesondere aus der Anscha�ung der PV-Anlage nicht unwesent-
lich sind, emp�ehlt es sich oftmals die Option zur Regelbesteuerung auszuüben.
Die Erklärung zur Regelbesteuerung bindet gem. � 19 Abs. 2 Satz 2 UStG für
mindestens für fünf Kalenderjahre. Des Weiteren ist der Vorsteuerabzug auf
die Anscha�ungskosten der Anlage nur möglich, sofern der Anlagenbetreiber
den Gegenstand zeitnah dem Unternehmensvermögen zuordnet. Eine zeitnahe
Zuordnung liegt bis zur Abgabe der USt-Jahressteuererklärung vor.50 Als aus-
reichender Nachweis für eine Zuordnung zum Unternehmensvermögen gilt die
Geltendmachung des Vorsteuerabzugs.51 Privatpersonen, die erstmalig unter-
nehmerisch tätig sind, sind darüber hinaus gem. � 18 Abs. 2 Satz 4 UStG in den
ersten beiden Kalenderjahren seit Beginn der Tätigkeit verp�ichtet, monatliche
Umsatzsteuervoranmeldungen beim Finanzamt einzureichen.52

4.3 Gewerbesteuer

Das Betreiben einer PV-Anlage unterliegt gem. � 2 Abs. 1 GewStG als stehender
Gewerbebetrieb der Gewerbesteuer. Allerdings werden die privaten Anlagenbe-
treiber aufgrund des GewSt-Freibetrages nach � 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewStG
i.H.v. e 24.500 i.d.R. nicht mit Gewerbesteuer belastet.53 Auch die Hinzurech-
nung der Finanzierungsaufwendungen nach � 8 Nr. 1 GewStG dürfte aufgrund
des Freibetrags i.H.v. e 100.000 in den meisten Fällen keine groÿe Rolle spielen.
Desweiteren wird die gewerbesteuerliche Belastung durch die Anrechnung der
Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer nach � 35 EStG weitgehend neutrali-
siert.

5 Vorteilhaftigkeitsanalyse unter Einbeziehung
von Steuern

Im Folgenden wird die Vorteilhaftigkeit der Installation von privaten PV-Auf-
dachanlagen insbesondere in den Jahren 2010 und 2011 unter besonderer Be-
rücksichtigung der Besteuerung dargestellt. Als dynamisches Entscheidungskri-
terium dient der Kapitalwert nach Steuern.54 Die untersuchten Szenarien um-
fassen die Finanzierung der Investition mit Eigen- oder Fremdkapital sowie die

49 Wittlinger (2009), S. 22.
50 Vgl. BFH-Urteil vom 18.12.2008, V R 80/07; OFD Karlsruhe vom 28.01.2009, S. 7300. Eine

spätere Zuweisung wurde vom BFH abgelehnt, vgl. BFH vom 11.04.2008, V R 10 07.
51 Lehr (2009), S. 2663.
52 Bei PV-Anlagen kleinerer Gröÿe kann gem. � 18 Abs. 2 Satz 3 UStG ab dem dritten Ka-

lenderjahr ganz auf eine USt-Voranmeldung und Vorauszahlung verzichtet werden, sofern
die jährliche Umsatzsteuerzahllast des vorangegangenen Kalenderjahres unter e 1.000 lag.
Anderenfalls bedarf es einer quartalsweisen Anmeldung, vgl. � 18 Abs. 2 Satz 1 UStG.

53 Vgl. Fromm (2010) S. 210; Lehr (2009); S. 2662; Wittlinger (2009), S. 21.
54 Zur Integration der Besteuerung in das Entscheidungskriterium vgl. Wagner (2005).
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5.1 Annahmen

Alternativen der Netzeinspeisung und des Eigenverbrauchs des selbsterzeugten
Stroms.

5.1 Annahmen

Als Entscheidungssituation wird angenommen, dass eine Privatperson in eine
PV-Anlage mit einer Leistung von 5 kWp55 auf dem eigenen Hausdach investiert.

Bei einer schlüsselfertigen Investitionssumme von 3.000 e /kWp56 ergeben
sich Gesamtanscha�ungsausgaben i.H.v. e 15.000 zzgl. 19% Umsatzsteuer i.H.v.
e 2.850. In diesen Kosten sind annahmegemäÿ bereits alle weiteren Anschaf-
fungsnebenkosten enthalten.

Es wird davon ausgegangen, dass im Jahr der Inbetriebnahme ein Stromer-
trag von 900 kWh57 je installiertem kWp erzielt werden kann. Die Degradation
der Module wird über eine Leistungsminderung des jährlichen Stromertrags um
1% erfasst.

Weiterhin wird davon ausgegangen, dass die Betriebskosten aufgrund der
Alterung der Anlage zunehmen werden. Im Jahr der Anscha�ung wird von
Aufwendungen in Höhe von 2% der Anscha�ungskosten ausgegangen. Für die
Folgejahre wird eine jährliche Steigerung der Aufwendungen von 2% pro Jahr
erwartet.

Der Anlagenbetreiber verzichtet auf die Anwendung der Kleinunternehmer-
regelung gem. � 19 UStG. Die Umsätze unterliegen daher der Regelbesteuerung.
Er wägt ab zwischen der Netzeinspeisung des selbst erzeugten Solarstroms und
dem Eigenverbrauch. Je nach Bedarf kann der Anlagenbetreiber konventionellen
Strom aus dem ö�entlichen Netz zu einem Preis von 20 Cent/kWh58 zzgl. USt
beziehen.

Für ertragsteuerliche Zwecke wird ein kombinierter Ertragsteuersatz verwen-
det, der aus dem Grenzsteuersatz sek sowie dem Solidaritätszuschlag i.H.v. 5,5%
auf den Grenzsteuersatz besteht. Der kombinierte Ertragsteuersatz ser ermittelt
sich als ser = sek × 1, 055. Der Grenzsteuersatz wird mit sek = 42% angenom-
men. Es wird weiterhin unterstellt, dass die Erträge unter Berücksichtigung
der etwaigen Hinzurechnung von Finanzierungskosten den gewerbesteuerlichen
Freibetrag i.H.v. e 24.500 nicht übersteigen.

Es wird unterstellt, dass der Anlagenbetreiber andere Einkünfte bezieht auf-
grund derer ein sofortiger vollständiger Verlustausgleich aus etwaigen Verlusten
durch die PV-Anlage möglich ist. Vereinfachend wird angenommen, dass Ein-
zahlungen und Auszahlungen jeweils am Ende der Periode anfallen. Bei unter-
jähriger Inbetriebnahme wird angenommen, dass die Anscha�ungsauszahlung
und der Zu�uss etwaiger Kreditmittel in t = 0 statt�nden.

Weiterhin wird angenommen, dass der Anlagenbetreiber die Zahlungsüber-
schüsse aus dem Betrieb der PV-Anlage privat auf dem Kapitalmarkt anlegt.

55 Eine PV-Anlage mit einer Leistung von 5 kWp wird gewählt, weil sie im Jahr ca. 4.000
kWh Strom erzeugt. Dies entspricht dem durchschnittlichen Jahresstromverbrauch eines
4-Personen-Haushalts. Aus diesem Grund wird diese Aufdachanlagengröÿe in der Praxis
auch häu�g für Einfamilienhäuser nachgefragt.

56 Die Annahme des Preises orientiert sich an den Untersuchungsergebnissen einer durch den
Bundesverband Solarwirtschaft (BSW) beauftragten Studie, vgl. BSW (2010b), S. 1.

57 Hofer (2008) hingegen geht davon aus, dass bei deutschen Einstrahlungsverhältnissen und
einer günstigen südlichen Ausrichtung eine Netzeinspeisung von rund 950 kWh pro kWp
installierte Modulleistung pro Jahr zu erwarten sind; vgl. Hofer (2008), S. 403.

58 Dies ist der vom Gesetzgeber angenommene Netto-Durchschnittspreis. Vgl. BT-Drs.
16/8148 vom 18.02.2008, S. 61.
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5.2 Eigen�nanzierung

Der Kalkulationszinssatz hierfür soll i = 5% betragen. Die zu�ieÿenden Erträge
aus der Kapitalmarktanlage stellen Einkünfte aus Kapitalvermögen gem. � 20
Abs. 1 Nr. 7 EStG dar und werden nach � 32d Abs. 1 EStG der Abgeltungsteuer
mit 25% zzgl. SolZ unterworfen. Der Kalkulationszinsfuÿ nach Steuern ergibt
demnach is = 0, 05× (1− 0, 25× 1, 055 = 0, 0368125).

Hinsichtlich weiterer steuerlicher Begünstigungen wird davon ausgegangen,
dass der Investor im Vorjahr der Anscha�ung (Inbetriebnahme) einen Investiti-
onsabzugsbetrag gem. � 7g Abs. 1 EStG i.H.v. 40% der Anscha�ungsauszahlung
gewinnmindernd in Anspruch genommen hat, der im Jahr der Installation wie-
der gewinnerhöhend aufgelöst wird.

Die Di�erenz zwischen den Anscha�ungskosten und dem Investitionsabzugs-
betrag bildet die Bemessungsgrundlage für die reguläre AfA und die Sonderab-
schreibung gem. � 7g Abs. 5 EStG i.H.v. 20%.59

Der Planungshorizont des Investors beträgt 21 Jahre.60 Die Nutzungsdauer
der PV-Anlage beträgt 20 Jahre. Die Abschreibung erfolgt grds. mit 5% p.a.
Bei Installation in 2010 kommt die degressive AfA zur Anwendung, was einem
jährlichen AfA-Satz von 12,5% entspricht.

Es wird angenommen, dass die Anlage am Ende des Planungshorizonts kei-
nen Strom mehr produziert. Eine Folgeinvestition wird vernachlässigt. Kosten
einer etwaigen Demontage am Ende des Planungshorizonts bleiben unberück-
sichtigt.

5.2 Eigen�nanzierung

Im Folgenden wird vollständige Eigen�nanzierung und Volleinspeisung des er-
zeugten Stroms ins ö�entliche Stromnetz unterstellt. In Tabelle 3 sind die Ka-
pitalwerte der Investition in die PV-Anlage bei Eigen�nanzierung und Vollein-
speisung ins ö�entliche Netz abgetragen. Es zeigt sich, dass lediglich die Inbe-
triebnahme zum 01.01.2010 vorteilhaft ist. Dies liegt vor allem an dem hohen
Vergütungssatz in Verbindung mit der maximalen Förderdauer von 21 Jahren.
Bei der Inbetriebnahme in 2011 wurde berücksichtigt, dass in diesem Fall keine
degressive AfA mehr in Anspruch genommen werden kann.

Inbetriebnahme Vergütungssätze Kapitalwert
in Cent/kWh

01.01.2010 39,14 1.070,83
01.07.2010 34,05 �1.006,90
01.10.2010 33,03 �1.520,33
01.01.2011 28,74 �2.663,74

Tabelle 3: Kapitalwerte bei Eigen�nanzierung und vollständiger Einspeisung ins
ö�entliche Stromnetz.

Beim Eigenverbrauch stellt der vom Netzbetreiber gelieferte Strom eine
Rücklieferung des selbst erzeugten Solarstroms zu einem Preis (im Fall der In-

59 Vgl. � 7g Abs. 2 Satz 2 2. HS. EStG.
60 Aufgrund der 20-jährigen Förderung zuzüglich der Förderung im Jahr der Anscha�ung

wurde aus Gründen der Vergleichbarkeit der Ergebnisse bei unterjähriger Inbetriebnahme
der Planungshorizont von 21 Jahren gewählt.
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5.3 Fremd�nanzierung

stallation vor dem 01.07.2010) von netto 16,38 Cent/kWh dar. Dies entspricht
gerade der Di�erenz zwischen dem Einspeisesatz von 39,14 Cent/kWh und dem
Eigenverbrauchssatz von 22,76 Cent/kWh.61 Die Umsatzsteuer für den Eigen-
verbrauch i.H.v. 19% auf 16,38 Cent/kWh kann nicht als Vorsteuer abgezogen
werden. Des Weiteren ist für die Ermittlung der ESt die Strommenge, welche
eigen verbraucht wird, nach � 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG als private Entnahme zu dem
Preis des allgemeinen Stromtarifs von 20 Cent/kWh anzusetzen. Die Entnahme
stellt ökonomisch eine �ktive Einzahlung (ersparte Auszahlung) dar, da im Re-
ferenzfall der Netzeinspeisung für den extern bezogenen Strom 20 Cent/kWh zu
entrichten wären. Die Entnahme stellt gleichfalls eine Betriebseinnahme dar.

In Tabelle 4 sind die Kapitalwerte für den Fall abgetragen, dass der Anla-
genbetreiber die gesamte selbst erzeugte Strommenge aus der PV-Anlage eigen
verbraucht. Die Kapitalwerte sind durchweg höher als im Fall der Netzeinspei-
sung. Dies liegt vor allem an dem den Marktpreis übersteigenden Vergütungs-
anspruch. Lediglich die Inbetriebnahme ab dem 01.01.2011 lohnt sich in diesem
Fall nicht.

Inbetriebnahme Vergütungssätze in Cent/kWh Kapitalwert
ES EV ∆

01.01.2010 39,14 22,76 16,38 1.239,65
01.07.2010 34,05 22,05 12,00 825,57
01.10.2010 33,03 21,03 12,00 277,57
01.01.2011 28,74 16,74 12,00 �762,14

ES = Einspeisung, EV = Eigenverbrauch

Tabelle 4: Kapitalwerte bei Eigen�nanzierung und Eigenverbrauch des selbster-
zeugten Stroms.

5.3 Fremd�nanzierung

Im Folgenden wird unterstellt, dass die PV-Anlage zu 100% fremd�nanziert
wird. Dazu wird ein Tilgungsdarlehen i.H.d. Anscha�ungskosten unter Berück-
sichtigung des Disagios mit einer Laufzeit von 10 Jahren zu einem nominellen
Zinssatz von 3,39% p.a. und einer Auszahlung zu 96% angenommen. Zins- und
Tilgungszahlungen erfolgen vierteljährlich und beginnen erst nach einem Jahr.
Das Disagio wird im Jahr der Darlehensaufnahme sofort abgeschrieben.62

In Tabelle 5 sind die Kapitalwerte im Fall der Fremd�nanzierung bei Netze-
inspeisung bzw. Eigenverbrauch abgetragen. Es zeigt sich, dass die Fremd�nan-
zierung in Verbindung mit dem Eigenverbrauch in allen untersuchten Fällen
vorteilhaft ist. Der Kapitalwert bei Eigenverbrauch ist durchweg gröÿer als bei
Einspeisung. Im Fall der Einspeisung lohnt sich die Investition bei Inbetrieb-
nahme ab dem 01.10.2010 nicht mehr.

Da die Sollzinsen nach Steuern (isolls ) niedriger sind als die Habenzinsen
nach Abgeltungsteuer (is), ist der Kapitalwert des Kredits positiv.63 Aus die-
sem Grund übersteigen die Kapitalwerte bei Fremd�nanzierung die Werte bei
61 Vgl. � 33 Abs. 1 und 2 EEG 2010.
62 � 11 Abs. 2 Satz 3 EStG.
63 Der Kapitalwert des Kredits nach Steuern beträgt e 1.198,92.
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5.4 Sensitivitätsanalyse

Inbetriebnahme Vergütungssatz Kapitalwerte
in Cent/kWh ES EV

01.01.2010 39,14 2.269,75 2.438,57
01.07.2010 34,05 192,03 2.024,49
01.10.2010 33,03 �321,41 1.476,50
01.01.2011 28,74 �1.464,82 436,78

Tabelle 5: Kapitalwerte bei Fremd�nanzierung.

Eigen�nanzierung. Der Habenzinssatz nach Steuern übersteigt den Sollzinssatz
nach Steuern wenn gilt:

is = i× (1− 0, 25× 1, 055) > isolls = isoll × (1− ser)

i >
isoll × (1− ser)

(1− 0, 25× 1, 055)
.

Für isoll = 3, 39% und ser = 42% × 1, 055 = 44, 31% ist der Habenzinssatz
nach Steuern gröÿer als der Sollzinssatz nach Steuern wenn i > 2, 564%.

5.4 Sensitivitätsanalyse

Für die Sensitivitätsanalyse wird im Folgenden von den Annahmen für die In-
betriebnahme ab dem 01.01.2011 ausgegangen. In diesem Zusammenhang stellt
sich die Frage, welche Parametersituationen zu postiven Kapitalwerten führen.
Insbesondere werden die Habenzinssätze, die Grenzsteuersätze, der Planungs-
horizont, die jährlich anfallende Betriebskosten, die Degradation sowie die An-
scha�ungskosten varriert. Die Ergebnisse der insgesamt acht Fallkonstellationen
sind in Tabelle 6 abgetragen. Die Veränderung der Parameter erfolgt jeweils c.p.
im Vergleich zum Ausgangsfall.

Der Kapitalmarktzins wurde bisher mit i = 5% unterstellt. Diese Annahme
ist sehr optimistisch im Vergleich zu den derzeit erzielbaren sicheren Renditen
z.B. durch Bundesschatzbriefe. Jedoch wurde angenommen, dass der der Kalku-
lationszinsfuÿ über den Planungshorizont konstant bleibt. Angesichts des derzeit
herrschendne niedrigen Zinsniveaus darf jedoch mit einer künftigen Steigerung
gerechnet werden. Insofern erscheint die Annahme von i = 5% gerechtfertigt.
Trotdem wird in Szenario a) gezeigt was geschieht, wenn i = 3% gilt. Wie zu er-
warten war steigen die Kapitalwert nach Steuern, allerdings ist die Einspeisung
immer noch nachteilhaft. Durch den niedrigeren Kalkulationszinsfuÿ nimmt die
Di�erenz der Kapitalwert nach Steuern zwischen Eigen- und Fremd�nanzierung
ab. 5 In Szenario b) wird der Grenzsteuersatz von ursprünglich sek = 42% auf
30% gesenkt. Die Kapitalwerte bei Fremd�nanzierung sinken durch den niedri-
geren Steuerkeil (Tax Shield) während die Kapitalwerte bei Eigen�nanzierung
steigen. Jedoch zeichnen sich keine Entscheidungsverzerrungen ab. Die beste
Entscheidung bleibt der Eigenverbrauch bei Fremd�nanzierung. Dass die Kapi-
talwerte bei Eigen�nanzierung steigen liegt an der jetzt niedrigeren Besteuerung
der Realinvestition im Vergleich zur Finanzanlage, die mit 25% besteuert wird.

14



5.4 Sensitivitätsanalyse

In den Fällen c) und d) werden die Planungshorizonte variiert. Trotz der we-
sentlich höheren Planungshorizonte verändern sich die Kapitalwert nach Steuern
nur wenig. Es wurde berücksichtigt, dass ab dem 22. Jahr der Inbetriebnahme
keine erhöhten Vergütungssätze mehr gewährt werden. Es wurde hier der Markt-
preis i.H.v. 20 Cent/kWh unterstellt.

Die Parameterkonstellationen der Szenarien e) und f) tragen der Tatsache
Rechnung, dass die laufenden Betriebskosten von der Qualität i.S.v. techni-
schen Unterschieden bei den PV-Modulen variieren können. Die Betriebskosten
im Erstjahr in Abhängigkeit der Anscha�ungskosten (Au0) sowie die jährliche
Steigerung der Betriebskosten (∆Au) wurden jeweils um 1%-Punkt gesenkt. In
Szenario e) zeigt sich, dass der Kapitalwert nach Steuern bei Eigen�nanzierung
und Eigenverbrauch positiv wird. Wenn zusätzlich ein Kalkulationszinfuÿ vor
Steuern von 3% unterstellt wird, sind alle Kapitalwerte nach Steuern positiv.
Dies wird mit Szenario f) abgebildet.

In Szenario g) wird die Degradation von ursprünglich 1% auf 0,5% gesenkt.
Natürlich steigt der Kapitalwert nach Steuern dadurch. Allerdings können keine
Vorzeichenwechsel beobachtet werden.

Zuletzt werden in Szenario h) die Anscha�ungskosten um 20% gesenkt. Es
zeigt sich jedoch, dass auch im Fall einer erheblichen Senkung der Anscha�ungs-
kosten nicht in allen Fällen positive Kapitalwerte generiert werden können. Die
Eigen�nanzierung in Verbindung mit der Netzeinspeisung bleibt nachteilhaft.

Fall Parameterveränderung Kapitalwerte nach Steuern
c.p. zum Ausgangsfall Eigen�nanzierung Fremd�nanzierung

ES EV ES EV

Ausgangsfall �2.663,74 �762,14 �1.464,82 436,78
a) i = 3% �1.402,08 778,94 �1.377,27 803,75
b) sek = 30% �2.767,98 �434,09 �1.976,66 357,23
c) T = 25 �2.425,30 �653,79 �1.226,37 545,13
d) T = 30 �2.247,84 �608,53 �1.048,92 590,40
e) Au0 = 1%, ∆Au = +1% �1.094,51 807,09 104,41 2.006,01
f) Au0 = 1%, ∆Au = +1%, i = 3% 433,59 2.614,61 458,40 2.639,42
g) Degradation = 0,5% �2.249,71 �265,71 �1.050,79 933,21
h) Anscha�ungskosten = e 12.000 �220,09 1.681,51 978,84 2.880,43

Tabelle 6: Kapitalwerte nach Steuern bei di�erenzierten Parametersituationen.

Es zeigt sich über alle Szenarien, dass die Einspeisung bei Eigen�nanzierung
nur im Fall der Annahme niedriger Betriebskosten in Verbindung mit einem
niedrigen Kalkulationszinsfuÿ postiv wird. Selbst bei einer Senkung der An-
scha�ungskosten um 20% wäre die Einspeisung nicht vorteilhaft. Im Fall des
Eigenverbrauchs sind die Ergebnisse uneindeutig. Interessant ist, dass bei ver-
längerten Laufzeiten c.p. eine Investition ausschlieÿlich im Fall der Fremd�nan-
zierung bei Eigenverbrauch des selbsterzeugten Stroms vorteilhaft erscheint.

Bei Fremd�nanzierung ist die Investition im Fall des Eigenverbrauchs stets
vorteilhaft; insbesondere auch im Fall des niedrigen Kalkulationszinsfuÿes vor
Steuern bei Szenario a). Bei Einspeisung ins ö�entliche Stromnetz wird die Inves-
tition im Vergleich zur Eigen�nanzierung und Einspeisung zusätzlich bei niedri-
geren Anscha�ungskosten (Szenario h)) und geringeren Betriebskosten (Szenario
e)) vorteilhaft.

15



6 Qualitative Studie

6 Qualitative Studie
Die sich über einen Zeitraum von bis zu 21 Jahren erstreckenden gesetzlich
garantierten Fördersätze suggerieren den privaten Investoren ein vermeintlich
sicheres einträgliches Geschäft. Die Investoren lassen sich bei ihrer Investiti-
onsentscheidung vermutlich insbesondere durch die Einzahlungsüberschüsse in
den Prospekten der Anbieter�rmen beein�ussen. Es ist daher kritisch zu hinter-
fragen, auf welcher Basis die Wirtschaftlichkeitsberechnungen der PV-Anbieter
erstellt werden.

Vor dem Hintergrund dieser Frage wurden im deutschsprachigen Raum64

Angebote für PV-Anlagen angefordert. Anschlieÿend wurde überprüft, wie die
Vorteilhaftigkeit der PV-Anlagen berechnet wurde. Der Fokus der Untersuchung
lag dabei im Wesentlichen auf der Vorgehensweise bei der Beurteilung der Vor-
teilhaftigkeit nicht auf der exakten Abbildung der Gesetzeslage für die Förde-
rung durch erhöhte Vergütungssätze oder der steuerlichen Rechtslage.

Im Rahmen dieser empirischen Untersuchung konnten aus 122 Anfragen
insgesamt elf O�erten aus Deutschland, drei aus Österreich und zwei aus der
Schweiz erhoben werden, was einer Rücklaufquote von 13% entspricht. Die we-
sentlichen Ergebnisse sind in Tabelle 7 zusammengefasst.

Die Untersuchung ergibt, dass es für deutsche PV-Anbieter üblich ist, neben
der Angebotsbeschreibung (inkl. Kostenvoranschlag) eine Wirtschaftlichkeits-
berechnung beizufügen. Nur eins der untersuchten Unternehmen (Firma D7)
bietet keine Vorteilhaftigkeitsrechnung an.

Generell scheinen die Firmen ihre Vorteilhaftigkeitsüberlegungen lediglich
auf Basis der Gegenüberstellung von Umsatzerlösen aus der Einspeisevergütung
und den Kosten zu betreiben. Dabei ist zu beachten, dass die jährlichen Ein-
nahmen aus den Einspeisesätzen seitens der PV-Firmen teilweise nicht korrekt
ermittelt werden konnten, da manche PV-Anbieter (D2 und D9) einen falschen
bzw. nicht aktualisierten Vergütungssatz zugrunde legen.

Des Weiteren hängt die Ertragserwartung von der Leistungsstabilität der
Anlage ab. Erfahrunggemäÿ nimmt aufgrund der Alterung der Solarmodule die
Leistung im Zeitablauf ab, was demzufolge den erwarteten Ertrag mindert. Dies
wurde von einigen Firmen nicht berücksichtigt. Soweit die Ertragssenkung be-
rücksichtigt wurde, erfolgte dies erst zu einem späteren Zeitpunkt. Zudem wurde
die Degradation mit einem weitaus geringeren Prozentsatz als dem erfahrungs-
gemäÿen Durchschnitt von 1% einkalkuliert.65

64 Deutschland, Österreich, Schweiz.
65 Vgl. dazu Abschnitt 2. 16
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Tabelle 7: Auswertung der Wirtschaftlichkeitsrechnungen.
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Ferner hängt die Ertragserwartung auch von den Kosten des Betriebs der An-
lage ab. Die betrieblichen Aufwendungen wurden von der Mehrheit der Firmen
niedriger angesetzt als den auf empirischen Ergebnissen basierenden Empfehlun-
gen. In den untersuchten Wirtschaftlichkeitsberechnungen wurden die jährlichen
Aufwendungen zum Teil auch gar nicht angesetzt. Beispielsweise unterstellt die
Firma D3, dass bei dem Betrieb einer PV-Anlage keine Kosten anfallen. Des
Weiteren berücksichtigten die meisten Firmen lediglich Aufwendungen für Re-
paraturen, vernachlässigen jedoch, dass sich darüber hinaus noch weitere Auf-
wendungen bspw. für Wartung, Versicherung oder Zählermiete usw. ergeben.
Die anfänglichen Aufwendungen sollten daher mit mindestens 1% der Anschaf-
fungskosten angesetzt werden. 60% der untersuchten Unternehmen haben diese
Kosten eindeutig unter der 1%-Grenze angesetzt.

30% der Firmen weisen nicht auf die Kostensteigerung im Laufe der Zeit
hin. Des Weiteren erweist sich die Berücksichtigung der Abschreibung als man-
gelhaft. In den Wirtschaftlichkeitsberechnungen �nden lediglich bei den Unter-
nehmen D1, D2 und D10 Abschreibungen in Form der linearen Abschreibung
Berücksichtigung. Weitere Abschreibungsmöglichkeiten wie die Sonderabschrei-
bung und der Investitionsabzugsbetrag bleiben unberücksichtigt.

Ein weiteres Problemfeld ist die zeitanteilige Berücksichtigung im Jahr der
Anscha�ung, soweit die PV-Anlage nicht bereits zu Beginn eines Kalenderjah-
res installiert wird. Die Mehrzahl der PV-Firmen versuchten dies einzukalku-
lieren. Die Kalkulationen weisen hier jedoch Mängel auf, weil die zeitanteilige
Kalkulation auf Basis einer falschen Monatszahl durchgeführt wurde oder die
zeitanteilige Erfassung nicht konsequent über alle Ebenen durchgezogen wur-
de. Während zum Beispiel die Betriebsaufwendungen zeitanteilig berücksichtigt
wurden, fand keine zeitanteilige Berücksichtigung bei den Abschreibungsbeträ-
gen oder Umsatzerlösen statt.

Die Möglichkeit sich die Vorsteuer erstatten zu lassen, wurde von den meisten
Unternehmen hervorgehoben, während die ertragsteuerlichen Steuerbelastun-
gen bei nahezu allen verschwiegen wurden. Ein einziger PV-Anbieter (D1) hat
in seiner Vorteilhaftigkeitsberechnung die Einkommensteuer einbezogen. Leider
wurden hierbei die steuerlichen Rahmenbedingungen nur ober�ächlich berück-
sichtig, sodass nicht von einer Vorteilhaftigkeitsberechnung im eigentlichen Sin-
ne ausgegangen werden kann. Beim überwiegenden Teil der Firmen wurden die
Zahlungen nicht diskontiert. Lediglich eine der elf Firmen (D1) diskontierte die
Werte.

Obwohl die Alternative des Eigenverbrauchs des selbst erzeugten Solarstro-
mes seit 2009 gefördert wird, wurde ihre Vorteilhaftigkeit nur von einem Anbie-
ter erwähnt (Firma D5) und von einem anderen (Firma D3) in die Berechnung
einbezogen.

Auch wenn bei den O�erten der deutschen PV-Anbieter zwar die Ein�uss-
faktoren des Ertrages teilweise unvollständig oder nicht vollkommen richtig be-
rücksichtigt wurden, ist dennoch erkennbar, dass es sich hierbei annähernd um
einen Vorteilhaftigkeitsvergleich von Erträgen und Aufwendungen handelt. Hin-
gegen bestehen die O�erten von Anbietern von PV-Anlagen aus Österreich und
der Schweiz aus einer reinen Kostenau�istung der Anlagenkomponenten. Nur ein
einziges (S1) der fünf untersuchten Unternehmen aus der Schweiz und Österreich
kalkuliert einen jährlichen Wartungsaufwand i.H.v. 0,79% der Anscha�ungskos-
ten und eine deutlich unter dem erwarteten Durchschnitt liegende Degradation
der Modulleistung von 0,43% p.a. mit ein. Auf weitere, möglicherweise anfallen-
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7 Zusammenfassung und Fazit

de betriebliche Aufwendungen wurde nicht eingegangen. Des Weiteren gehen nur
zwei Firmen mittels ihrer Rechnungen auf die aktuellen Vergütungssätze und
weitere Fördermöglichkeiten ein. Nur zwei der Firmen haben die jährlich zu
erwartende Fördervergütungshöhe angegeben. Davon weist eine Firma (Ö1) in
ihren O�erten noch die nach alter Rechtslage gültigen, gesta�elten Vergütungs-
sätze auf. Eigentlich müsste in Österreich ab 2010 der Vergütungssatz gem. � 5
Abs. 1 i.V.m � 3 ÖSVO66 0,33 e /kWh für Aufdachanlagen von 5 kWp bis 20
kWp gelten.

7 Zusammenfassung und Fazit
Die Förderung durch das EEG bewirkte insbesondere in 2010 einen rasanten
Anstieg in Investitionen in private PV-Aufdachanlagen. Die hohen Einspeisver-
gütungen in Verbindung mit deren 20jährigen Garantie führten zu so hohen
Investitionen, dass infolge dessen und aufgrund der stark gesunkenen Modul-
preise die künftigen garantierten Einspeisevergütungen sinken.

Ziel des Beitrags war es, die Entscheidungssituation eines privaten Investors,
der in eine PV-Anlage auf seinem Hausdach investieren möchte, nachzubilden.
Besondere Berücksichtigung sollte dabei die steuerliche Behandlung der Investi-
tion erfahren. Desweiteren wurde eine qualitative Studie zur Untersuchung von
Wirtschaftlichkeitsrechnungen von Anbietern von PV-Anlagen, die häu�g die
Entscheidungsgrundlage von privaten Investoren für eine PV-Anlage darstellen,
durchgeführt.

Die Ergebnisse bezüglich der Vorteilhaftigkeit von privaten PV-Anlagen sind
uneindeutig. Eine generelle Aussage zur Vorteilhaftigkeit lässt sich für Anlagen,
die bis Ende 2010 installiert werden, nicht tre�en. Im Fall des Eigenverbrauchs
zu 100% lohnt sich die Investition. Im Fall der Netzeinspeisung hängt die Vor-
teilhaftigkeit von der Finanzierungsalternative und insbesondere von den An-
nahmen bei der Fremd�nanzierung ab. Grundsätzlich ist der Eigenverbrauch der
Einspeisung ins ö�entliche Stromnetz vorzuziehen. Ab 2011 hängt die Vorteil-
haftigkeit von der Parametersituation ab. Auch hier ist der Eigenverbrauch der
Netzeinspeisung vorzuziehen. Die Netzeinspeisung ist unabhängig von der Fi-
nanzierungsalternative nur in Ausnahmefällen vorteilhaft. Dies liegt vor allem
an dem stark verringerten Vergütungssatz. Allerdings hängen die Ergebnisse
im Wesentlichen von den Annahmen der Entwicklung der Modulpreise für PV-
Anlagen ab.

Bezüglich der Wirtschaftlichkeitsrechnungen sind die Ergebnisse ernüchternd,
aber nicht überraschend. Die Wirtschaftlichkeitsrechnungen weisen durchweg
erhebliche Mängel auf und stellen keine verlässliche Quelle für eine rationale
Investitionsentscheidung dar.

66 Vgl. öBundesgesetzblatt vom 02.02.2010, S. 42.
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